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://: 1. Der vorgelegte Briefentwurf wird zur Ausfertigung und Wei-

terleitung an das Bundesamt für Migration genehmigt. 

 

 

Begründung 

Der Regierungsrat Basel-Stadt hat die Einladung des Bundesam-
tes für Migration (BFM), zur Teilrevision des Bundesgesetzes 
über Ausländerinnen und Ausländer (AuG) Stellung zu nehmen, 
angenommen und leitet das entsprechende Antwortschreiben an 
das BFM weiter. Der Kanton Basel-Stadt unterstützt grundsätzlich 
die Stossrichtung der vorgeschlagenen Änderungen im Auslän-
dergesetz. In Detailfragen hat er aber die Gelegenheit genutzt, 
kritische Anmerkungen und Änderungsvorschläge anzubringen; 
vor allem dort, wo die Änderungsvorschläge des BFM die Un-
gleichbehandlung von Schweizer/innen und EU/EFTA-
Angehörigen verstärken oder administrativen Aufwand ohne kla-
ren Mehrwert schaffen würde.  

 

                                                                                         
 


